Einwohnergemeinde Muster – Baureglement (BR) – Beilagen
Seite 1

	
	
	
	
	BEILAGEN
	
	Stand 1.04.2017
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	B1
	
	ERLÄUTERUNGEN ZUM HINWEISPLAN
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	Im Hinweisplan (ggf. ergänzend im Inventarplan) sind Gebiete und Objekte mit Bau- und Nutzungsbeschränkungen dargestellt, die grundeigentümerverbindlich in Instrumenten, welche in einem andern Verfahren erlassen wurden, bzw. behördenverbindlich in Planungen und Inventaren geregelt sind. 
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Bauinventar

(behördenverbindlich)
	
	B11
	
	Das Bauinventar der Stadt Muster ist ein Inventar der schützenswerten und erhaltenswerten Baudenkmäler im Sinne der Baugesetzgebung. Der oder die Grundeigentümer können im Baubewilligungsverfahren den Nachweis verlangen, dass das Inventar, d.h. die Einstufung ihrer Liegenschaft, richtig ist. Gegen diesen Entscheid steht ihnen der Rechtsweg offen.
	
	Sofern nicht grundeigentümerverbindlich geregelt --> Bauinventar im Zonenplan

Vgl. Art. 10a bis 10e BauG.
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	schützenswerter Bau
	
	
	
	Wertvoller Bau von architektonischer und/oder historischer Bedeutung, dessen ungeschmälertes Weiterbestehen unter Einschluss der wesentlichen Einzelheiten wichtig ist. An Renovationen, Veränderungen oder Ergänzungen sind hohe Qualitätsanforderungen zu stellen und sie bedürfen besonders sorgfältiger Abklärungen unter Einbezug fachlicher Beratung.
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	«Schützenswerte Baudenkmäler dürfen grundsätzlich nicht abgebrochen werden. Innere Bauteile, Raumstrukturen und feste Ausstattungen sind ihrer Bedeutung entsprechend zu erhalten, sofern dies für den Schutzzweck erforderlich und für die Eigentümerin oder den Eigentümer zumutbar ist.»
	
	Vgl. Art. 10b Abs. 2 BauG.
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	erhaltenswerter Bau
	
	
	
	Ansprechender oder charakteristischer Bau von guter Qualität, der erhalten und gepflegt werden soll. Veränderungen, die sich einordnen, und Erweiterungen, die auf den bestehenden Bau Rücksicht nehmen, sind denkbar. Sollte sich eine Erhaltung als unverhältnismässig erweisen, so muss ein allfälliger Ersatz in Bezug auf Stellung, Volumen, Gestaltung und Qualität sorgfältig geprüft werden. Zu dieser Kategorie können auch einst schützenswerte Gebäude gehören, die durch bauliche Eingriffe verändert oder entstellt worden sind und die sich sachgerecht wiederherstellen lassen.
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	«Erhaltenswerte Baudenkmäler sind in ihrem äusseren Bestand und mit ihren bedeutenden Raumstrukturen zu be​wahren. Ein Abbruch ist zulässig, wenn die Erhaltung unverhältnismässig ist; im Falle einer Neubaute ist das Baudenkmal durch ein gestalterisch ebenbürtiges Objekt zu ersetzen.»
	
	Vgl. Art. 10b Abs. 3 BauG.
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Bau mit Situationswert

	
	
	
	Die Einstufung «Situationswert» erhalten Gebäude unabhängig von ihrer baulichen oder historischen Qualität, wenn sie erhebliche Bedeutung für das Orts- und Strassenbild, bzw. für die Baugruppe haben. Eigenwert und Situationswert erhöhen kumulativ den Gesamtwert eines Baus.
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Anhangobjekte


	
	
	
	In einem «Anhang» wird bemerkenswerte Architektur gewürdigt, welche weniger als 30 Jahre alt ist. Eine Einstufung in die oben genannten Kategorien wird nicht vorgenommen.
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Baugruppe


	
	
	
	Die Baugruppen zeichnen sich durch einen räumlichen oder historischen Zusammenhang aus. In Baugruppen werden Objekte zusammengefasst, deren Wert in ihrer Wirkung in der Gruppe liegt. Die Wirkung solcher Gruppen kann schon durch das Wegfallen oder Verändern eines einzelnen Elements oder das Hinzufügen eines Fremdkörpers empfindlich gestört werden. Allfällige Veränderungen innerhalb einer Baugruppe sind sorgfältig, mit Blick auf das Ganze und unter Beratung der Fachstelle zu planen. 
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Strukturgruppen
	
	
	
	Die Strukturerhaltungsgebiete bezwecken die Erhaltung, Erneuerung und Entwicklung der typischen, strukturbildenden Merkmale, welche die einzelnen Gebiete prägen. Wichtig bei ihrer Erneuerung und Entwicklung ist primär die Erhaltung des quartiertypi​schen Charakters. Dieser wird in aller Regel durch Volumen, Stellung und Fassadengestaltung der Bauten sowie durch die Qualität der Aussenräume geprägt.
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	K-Objekte
	
	
	
	Alle als «schützenswert» eingestuften Objekte sowie diejenigen «erhaltenswerten» Objekte, welche zu einer Baugruppe gehören oder in einem Ortsbildschutzgebiet liegen werden im Inventar als K‑Objekte, d.h. als Objekte des kantonalen Inventars bezeichnet. Betreffen Planungen und Bewilligungsverfahren solche Objekte, ist die kantonale Fachstelle – d.h. die Kantonale Denkmalpflege – in das Verfahren einzubeziehen.
	
	Vgl. Art. 10c Abs. 1 BauG, Art. 22 Abs. 3 BewD und Art. 511.
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Archäologisches Inventar

(behördenverbindlich)
	
	B12
	
	Das archäologische Inventar der Gemeinde Muster ist ein Inventar der geschichtlichen und archäologischen Stätten, Fundstellen und Ruinen im Sinne der Baugesetzgebung. Der oder die Grundeigentümer können im Baubewilligungsverfahren den Nachweis verlangen, dass das Inventar richtig ist. 
	
	Vgl. Art. 10d Abs. 1 lit. b bzw. Abs. 2 und 2a BauG.

Die im Zonenplan dargestellten einzelnen archäologischen Schutzgebiete sind grundeigentümerverbindlich geschützt.
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Archäologische Gebiete und Fundstellen
	
	
	
	In den im Hinweisplan entsprechend bezeichneten Gebieten muss mit bedeutenden archäologischen Funden gerechnet werden; Baugesuche sind der zuständigen Fachstelle des Kantons zur Stellungnahme vorzulegen. Treten, namentlich im Zuge von Arbeiten an Bauten oder im Erdreich, archäologische Mauerreste, Scherben, Münzen oder andere Bodenfunde zutage, sind diese unverändert zu lassen und sofort der zuständigen Fachstelle zu melden.
	
	Vgl. Art. 9 Abs. 1 lit. e und 9 ff. BauG 

Zuständige Fachstelle ist der archäologische Dienst des Kantons Bern.
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Fuss- und Wanderwege im kant. Sachplan
	
	B13
	
	Die im kantonalen Sachplan des Wanderroutennetzes aufgeführten Fuss- und Wanderwege sind in ihrem Bestand zu wahren und zu unterhalten. Erhebliche Eingriffe (z.B. Einbau eines bituminösen Belages) ins Fuss- und Wanderwegnetz bedürfen einer Bewilligung. 
	
	Zuständige Fachstelle ist das Tiefbauamt des Kantons Bern Vgl. Art. 44 Strassengesetz (SG; BSG 732.11) und Art. 25 ff. Strassenverordnung (SV; BSG 732.111.1).
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Geschützte Objekte

(grundeigentümerverbindlich) 
	
	B14
	
	Die folgenden Baudenkmäler, Kultur- und Naturobjekte sowie geologischen Objekte sind durch Regierungsratsbeschluss (RRB) geschützt:
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Geschützte Baudenkmäler
	
	
	
	–
B1 ........................................................................
	
	RRB / Vertrag vom ......................................................................
	

	
	
	
	
	–
B2 ........................................................................
	
	RRB / Vertrag vom ......................................................................
	

	
	
	
	
	–
B3 ........................................................................
	
	RRB / Vertrag vom ......................................................................
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Geschützte Kulturobjekte
	
	
	
	–
K1 ........................................................................
	
	RRB vom .....................................................................................
	

	
	
	
	
	–
K2 ........................................................................
	
	RRB vom .....................................................................................
	

	
	
	
	
	–
K3 ........................................................................
	
	RRB vom .....................................................................................
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Geschützte botanische Objekte
	
	
	
	–
N1 ........................................................................
	
	RRB / Verfügung vom .................................................................
	

	
	
	
	
	–
N2 ........................................................................
	
	RRB / Verfügung vom .................................................................
	

	
	
	
	
	–
N3 ........................................................................
	
	RRB / Verfügung vom .................................................................
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Geschützte geologische Objekte
	
	
	
	–
G1 ........................................................................
	
	RRB / Verfügung vom .................................................................
	

	
	
	
	
	–
G2 ........................................................................
	
	RRB / Verfügung vom .................................................................
	

	
	
	
	
	–
G3 ........................................................................
	
	RRB / Verfügung vom .................................................................
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Lebensräume 

von nationaler und regionaler Bedeutung
	
	B15
	
	Die folgenden Lebensräume von nationaler oder regionaler Bedeutung sind durch übergeordnetes Recht bzw. die entsprechenden Beschlüsse und Verfügungen geschützt.
	
	Vgl. Art. 9, 13, 15 Naturschutzgesetz (NSchG; BSG 426.11). 
Fachliche Hinweise zum Biotop- und Artenschutz siehe unter
http://www.be.ch/natur/ 
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Auengebiete von 

nationaler Bedeutung
	
	
	
	Auengebiete von nationaler Bedeutung müssen ungeschmälert erhalten werden.
	
	Vgl. Verordnung über den Schutz der Auengebiete von nationaler Bedeutung (SR 451.31)
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Hoch- und Übergangsmoore von 
nationaler Bedeutung
	
	
	
	Hoch- und Übergangsmoore von nationaler Bedeutung müssen ungeschmälert erhalten werden.
	
	Vgl. Verordnung über den Schutz der Hoch- und Übergangsmoore von nationaler Bedeutung (SR 451.32)
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Flachmoore von 

nationaler Bedeutung
	
	
	
	Flachmoore von nationaler Bedeutung müssen ungeschmälert erhalten werden.
	
	Vgl. Verordnung über den Schutz der Flachmoore von nationaler Bedeutung (SR 451.33)
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Amphibienlaichgebiete von nationaler Bedeutung
	
	
	
	Amphibienlaichgebiete von nationaler Bedeutung sind in ihrer Qualität und Eignung sowie als Stützpunkt für das langfristige Überleben und die Wiederansiedlung gefährdeter Amphibienarten ungeschmälert zu erhalten.
	
	Vgl. Verordnung über den Amphibienlaichgebiete von nationaler Bedeutung (SR 451.34)
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Trockenwiesen von nationaler Bedeutung
	
	
	
	Die Objekte sind ungeschmälert zu erhalten. Ein Abweichen vom Schutzziel ist nur zulässig für unmittelbar standortgebundene Vorhaben, die dem Schutz des Menschen vor Naturgefahren oder einem andern überwiegenden öffentlichen Interesse von nationaler Bedeutung dienen. 
	
	Vgl. Verordnung über den Schutz der Trockenwiesen und 
-weiden von nationaler Bedeutung (TwwV; SR 451.37).
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Ufergehölze
	
	
	
	Ufergehölze (inkl. Auenvegetation) sind geschützt. Sie dürfen weder gerodet noch überschüttet noch auf eine andere Weise zum Absterben gebracht werden.
	
	Vgl. Art. 21 Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz 
(NHG; SR 451); Art. 13 Abs. 3 und Art. 17 Naturschutzverordnung (NSchV; BSG 426.111).


	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Hecken und Feldgehölze
	
	
	
	Hecken und Feldgehölze sind in ihrem Bestand geschützt.
	
	Vgl. Art. 18 Abs. 1bis NHG; Art. 18 Abs. 1 lit. g Bundesgesetz über die Jagd und den Schutz wildlebender Säugetiere und Vögel (JSG; SR 922) und Art. 27 NSchG.
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Trockenstandorte von regionaler Bedeutung
	
	
	
	Trockenstandorte von regionaler Bedeutung sind als Lebensräume für standorttypische Pflanzen- und Tierarten zu erhalten. Die Bewirtschaftung richtet sich nach den Auflagen der Bewirtschaftungsverträge zwischen den Bewirtschaftern und dem Naturschutzinspektorat.
	
	Vgl. Art. 18 Abs. 1bis NHG; Art. 4, 15, 19, 20 und 22 NSchG; Verordnung über Beiträge an Trockenstandorte und Feuchtgebiete (FTV; BSG 426.112).
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Feuchtgebiete von regionaler Bedeutung
	
	
	
	Feuchtgebiete von regionaler Bedeutung sind als Lebensräume für standorttypische Pflanzen- und Tierarten zu erhalten. Die Bewirtschaftung richtet sich nach den Auflagen der Bewirtschaftungsverträge zwischen den Bewirtschaftern und dem Naturschutzinspektorat.
	
	Vgl. Art. 18 Abs. 1bis NHG; Art. 4, 15, 19, 20 und 22 NSchG; Verordnung über Beiträge an Trockenstandorte und Feuchtgebiete (FTV; BSG 426.112).

	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Naturschutzgebiete
	
	
	
	–
Naturschutzgebiet «x»
	
	Vgl. RRB / Verfügung vom ..........................................................
	

	
	
	
	
	–
Naturschutzgebiet «y»
	
	Vgl. RRB / Verfügung vom ..........................................................
	

	
	
	
	
	–
Naturschutzgebiet «z»
	
	Vgl. RRB / Verfügung vom ..........................................................
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Gewässer und 
Uferbereiche 
(grundeigentümerverbindlich)
	
	B16
	
	Alle stehenden und fliessenden Gewässer und ihre Uferbereiche sind durch übergeordnetes Recht geschützt und sollen in ihrem natürlichen oder naturnahen Zustand erhalten werden. Hochwasserschutzmassnahmen sind naturnah und soweit möglich mit ingenieurbiologischen Methoden zu erstellen. 
	
	Vgl. Art. 1 Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer (GSchG; SR 814.20; Art. 4 Bundesgesetz über den Wasserbau
(WBG; SR 721.100); Art. 18 Abs. 1bis und Art. 21 NHG; Art 7 
und Art. 8 Bundesgesetz über die Fischerei (BGF; SR 923). 
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	stehende Gewässer
	
	
	
	..................................................................................
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	fliessende Gewässer
	
	
	
	..................................................................................
	
	Vgl. Art. 37 und 38 GSchG; bezüglich Raumbedarf, bzw. Bauabstand Art. 526.
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Ufervegetation
	
	
	
	Die Ufervegetation (Schilf-, Binsen-, Seggen- und Hochstaudenbestände, Auenvegetation, etc.) ist geschützt. Sie darf weder gerodet noch überschüttet noch auf eine andere Weise zum Absterben gebracht werden.
	
	Vgl. Art. 21 NHG; Art. 13 Abs. 3 und Art. 17 NSchV.
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Grundwasserschutzzonen (grundeigentümerverbindlich)
	
	B17
	
	Für die im Hinweisplan dargestellten Grundwasserschutzzonen gelten die Eidgenössischen Gewässerschutzgesetzgebung und die Schutzmassnahmen gemäss den Schutzzonenreglementen:
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	–
Gewässerschutzzone «G1»
	
	Vgl. .............................................................................................
	

	
	
	
	
	–
Gewässerschutzzone «G2»
	
	Vgl. .............................................................................................
	

	
	
	
	
	–
Gewässerschutzzone «G3»
	
	Vgl. .............................................................................................
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Wald

(grundeigentümerverbindlich)
	
	B18
	
	Waldrodungen, der Naturschutz im Wald sowie die Nutzung und Pflege des Waldes richten sich nach dem Bundesgesetz über den Wald und dem kantonalen Waldgesetz mit den entsprechenden Ausführungsbestimmungen. Waldfeststellungen können auch ausserhalb der Bauzone und beim Erlass und bei der Revision von Nutzungsplänen, in Gebieten in denen der Kanton die Zunahme des Walds verhindern will erfolgen. 
	
	Vgl. Art. 10 Abs. 2 Bst. b WaG, Kantonaler Richtplan, Massnahmenblatt (MB) D_09 
	



